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Einwohnerrätin und CVP-Co-Präsi-
dentin Katrin Bartels ist ob des politi-
schen Klimas in Binningen genervt.
Grund: das Schlossdebakel. «Die ei-
nen fordern neue Köpfe; und die an-
deren fordern Kündigungen», ärgert
sich Bartels. Adressaten ihrer Kritik
sind die SP, die in einem Vorstoss ei-
nen Gemeindeentwickler fordert
und die Grünen/EVP, welche mit ei-
nem Vorstoss die Stelle des Bauver-
walters wieder einführen wollen.
Aber auch die SVP bekommt ihr Fett
weg. Die Volkspartei will nicht nur
Köpfe rollen sehen, sondern bereitet
für die nächste Einwohnerratssit-
zung eine Motion gegen die Wir-
kungsorientierte Verwaltungsfüh-
rung (WOV) vor. Die SVP will die Re-
form rückgängig machen.

SVP beharrt auf Kündigungen
«Es geht nicht an, dass Einwohner-

räte irgendwelche Leute in Misskre-
dit bringen», klagt Bartels. Das Ar-
beitsklima in der Verwaltung sei
schlecht. Sie schiesst gegen SVP Frak-
tionspräsident Urs-Peter Moos: «Er
soll sich überlegen, was sein Beitrag
dazu ist.» Der SVP-Angriff aufs WOV
sei zu einfach. Bartels dazu: «Das Rad
zurückzudrehen bedeutet, einen
enormen Ressourcenverschleiss oh-
ne etwas gewonnen zu haben.» Der
SP Vorstoss gehe aber in die richtige
Richtung: «zuerst analysieren, dann
handeln», betont Bartels.

Für Moos hingegen ist der Vor-
stoss der SP eine Alibiübung, mit der
die SP von den wahren Problemen
ablenken will. Die SVP begrüsst zwar
grundsätzlich die Motion der Grü-
nen/EVP-Fraktion, welche die Wie-
dereinführung eines Bauverwalters
fordert. «Aber wir können nicht neue
Leute anstellen und zugleich die,
welche Fehler machen, behalten»,
meint Moos. Darum komme der Vor-
stoss der Grünen/EVP zu früh. Kon-
kret: «Zum einen lassen sich Kündi-
gungen nicht vermeiden, sonst kann

auch in Zukunft jeder in der Verwal-
tung machen, was er will. Zum an-
dern ist WOV in der vorliegenden
Form klar gescheitert. Geschäftskrei-
se reichen nicht», ist Moos überzeugt.
Im Gemeinderat brauche es klare
Verantwortlichkeiten für Departe-
mente. Die SVP will zum WOV an der
nächsten Einwohnerratssitzung eine
Motion einreichen. Falls diese keine
Mehrheit erlange, lanciere sie eine
Volksinitiative.

«Bauverwalter ist nicht zeitgemäss»
Unterstützung bekommt Moos

von der Fraktionspräsidentin der
Grünen. «Ich könnte mir vorstellen,
dass WOV auch seinen Anteil am
Schlossdebakel hatte. Nur wegen des
Globalbudgets war diese verdeckte
Umverteilung überhaupt möglich»,
erklärt Rahel Bänziger Keel.

Die SVP steht mit ihrer Forderung
nach Kündigungen alleine da. SP und
Grüne fordern eine Person, welche
die Verwaltung führen kann. Für
Bänziger ist ein Bauverwalter die
richtige Lösung und nicht ein Ge-
meindeentwickler, «den man zuerst
erfinden muss und der nichts entwi-
ckeln kann, weil die Ortsplanrevision
eigentlich abgeschlossen ist».

«Ein Bauverwalter ist nicht mehr
zeitgemäss», kontert Barbara Jost
Zürcher, Vizepräsidentin des Ein-
wohnerrats. Für die SP sei Verwalten
nicht genug, es brauche Kreativität –
also einen Gemeindeentwickler. Die
Anti-WOV-Motion der SVP bezeich-
net Jost als Wahlkampf. Der SP-Vor-
stoss hingegen sei lediglich politi-
sches Tagesgeschäft.

Vorstösse Wegen des Schlossskandals will die SVP die Verwaltung komplett umkrempeln

VON JOËL HOFFMANN

SVP droht mit einer Volksinitiative

«Die Wirkungsorientierte
Verwaltungsführung ist
in der vorliegenden Form
klar gescheitert.»
Urs-Peter Moos, SVP-
Einwohnerrat

Das Schlossdebakel wird Binningen noch lange begleiten. ARCHIV/NIZ

Reinach Gute Nachricht für die Rei-
nacher Turn- und Sportvereine: Die
Dreifachsporthalle Fiechten wird in
jedem Fall im Besitz der Gemeinde
bleiben und somit auch weiterhin
den dortigen Sportlern zur Verfü-
gung stehen. Dies bestätigte SP-Ge-
meinderätin Eva Chappuis an der
jüngsten Einwohnerratssitzung und
zerstreute damit aufkommende
Ängste, dass mit dem möglichen
Kauf des Fiechtenschulhauses durch
die International School Basel (ISB)
die Nutzung der Dreifachhalle einge-
schränkt werden könnte.

Diese Ängste hatte BDP-Politikerin
Marie-Therese Müller im Einwohner-
rat in einer Motion aufgegriffen. Eva
Chappuis betont aber, dass die Drei-
fachhalle Fiechten in jedem Fall im
Besitz der Gemeinde bleibe. Im Fall
eines Verkaufs würde sich die ISB für
die notwendigen Lektionen einmie-
ten. Die Abendnutzung durch die
Vereine sei dadurch nicht betroffen.
Zudem gebe es bei der Tagesnutzung
dannzumal freie Kapazitäten. Auf-
grund dieser Antwort zog Müller ihre
Motion zurück. (HRL)

Fiechten-Halle
bleibt öffentlich

Pro und Contra Tut die Baselbieter Regierung genug zur Förderung der Dualen Ausbildung?

FÜR MICH HAT die Duale Ausbildung
einen sehr hohen Stellenwert, da ich
regelmässig Lehrlinge in meinem Be-
trieb ausbilde. Oftmals empfinde ich,
dass Herrn Wüthrich die universitäre
Ausbildung näherliegt. Bei der Dualen
Ausbildung ist es selbstverständlich,
dass viele Aufgaben von den Berufs-
verbänden und KMU-Ausbildern getra-
gen werden müssen. 80 Prozent der
Berufstätigen arbeiten in den KMU
und tragen somit einen wesentlichen
Teil zur Standortattraktivität bei. Aber
als Flaggschiff der kantonalen Bil-
dungspolitik werden immer nur Uni
und FH genannt.

DIE DISKREPANZ der finanziellen
Mittel, welche für die Anliegen zum
Beispiel der Life Sciences ausgeschüt-
tet werden, ist gegenüber dem tradi-
tionellen Gewerbe noch viel zu gross.
Nach wie vor sind nicht die Berufs-
verbände zuständig für die Berufsbil-
dung, sondern der Kanton! Tatsäch-
lich müssen aber zum Beispiel viele
Informationen zum neuen Berufs-
bildungsgesetz in meist ehrenamtli-

VOR MEINER TÄTIGKEIT als VPOD-
Zentralsekretär habe ich zwei Be-
rufslehren abgeschlossen. Aufge-
wachsen bin ich in einem gewerbli-
chen Kleinbetrieb. Der Wert der Du-
alen Ausbildung ist mir persönlich
bestens vertraut. Konsequenter- wei-
se habe ich mich in meiner berufli-
chen und politischen Arbeit immer
für die Stärkung der Berufsbildung
und – im Unterschied zu Herrn
Schulte – auch für die Zukunftssi-
cherung der Fachhochschule enga-
giert.

DIE FÖRDERUNG der Berufsbildung
in unserem Kanton ist eine Erfolgs-
geschichte. Trotz schwierigem wirt-
schaftlichem Umfeld konnte die
Zahl der Lehrstellen erhöht werden.
Entgegen der haltlosen Behauptung
von Herrn Schulte sind gerade die
KMU ein verlässlicher Partner bei
der Sicherung von qualifiziertem
Berufsnachwuchs. Mit gezielten An-
geboten werden leistungsstarke Ju-
gendliche gefördert. Gleichzeitig
wird mit Brückenangeboten und

cher Arbeit durch die Berufsverbän-
de aufbereitet werden. Bei der Be-
schaffung von neuen Berufsbildungs-
mitteln, zum Beispiel Pflanzenwerk
bei den Landschaftsgärtnern, muss
der Berufsverband sämtliche Kosten
selbst tragen. Es fehlt mir das Inter-
esse der Regierung, wirklich wissen
zu wollen, was die Berufsverbände
benötigen, was sie von der Regierung
erwarten und wie sie von ihr unter-
stützt werden können. Die Duale
Ausbildung braucht ausserdem ein
eigenes Zentrum mit Räumen für
Schulungen, Prüfungen undsoweiter.

BEI DER UNTERSTÜTZUNG der Ju-
gendlichen mit nicht so guter schuli-
scher Leistung aber gutem handwerk-
lichen Geschick muss mehr für die
Lernenden gemacht werden, damit sie
nicht durch die Maschen fallen. Hier
fehlt die Unterstützung integrations-
williger Betriebe durch den Kanton:
Weitere schulische Betreuung oder
gar Lerntrainer für Lehrlinge müssen
vom Betrieb selbst finanziert werden.
Wir brauchen im KMU nicht nur gute
Vorarbeiter oder Betriebsleiter, son-
dern auch gute Arbeiter, die den tägli-
chen Job mit Freude erledigen.

EINE WERBEKAMPAGNE für die Be-
rufsmatura ist sicher lobenswert,
nützt uns Betrieben aber nicht viel,
wenn die Regierungen beider Basel
nicht gleichzeitig eine Unterstützung
der Lehrbetriebe und der Berufsver-
bänden zusagt und bereit ist, mehr
Verantwortung zu übernehmen.

Stützprogrammen – ich nenne stell-
vertretend «Wie weiter» oder «E
Lehr mit Kick» – dafür gesorgt, dass
auch Schulabgänger mit schwieri-
ger Startposition intakte Chancen
haben, in der Arbeitswelt trittzufas-
sen. Entscheidend für diesen Leis-
tungsausweis ist die enge Partner-
schaft zwischen dem Kanton und
der Wirtschaft.

AKTUELLER TATBEWEIS für diesen
engen Schulterschluss ist die ge-
meinsam von den Wirtschaftsver-
bänden und den Bildungsdirektoren
von Basel-Stadt und Baselland ge-
startete Offensive zur Förderung der
Berufsmaturität. Der vom Kanton fi-
nanzierte und bei der Wirtschafts-
kammer Baselland angestellte Lehr-
stellenförderer ist ebenfalls Beleg
für das solide Vertrauensverhältnis.

DIE INVESTITIONEN des Kantons in
die Duale Berufsbildung haben sich
in der Zeit von 2007 bis 2010 von 88
auf 96 Millionen Franken erhöht.
Gerne erwähne ich auch, dass das
Baselbiet bei den Beiträgen an die
überbetrieblichen Kurse die inter-
kantonalen Ansätze verdoppelt hat.
Was Landrat Schulte zur absurden
Behauptung verleitet, ich würde die
Bildungsgelder nach persönlichen
Vorlieben verteilen, ist nicht nach-
vollziehbar. Die Zukunftsinvestitio-
nen in die Berufsbildung werden ge-
nauso wie die Beiträge an Universi-
tät und Fachhochschule vom Land-
rat bewilligt.

«Kanton interessiert sich zu wenig»

VON THOMAS SCHULTE*

* Thomas Schulte FDP-Landrat, griff
Wüthrich wegen der mangelnden
Wirtschaftsförderung im Kanton an.

«Ich bin persönlich engagiert»

VON URS WÜTHRICH*

* Urs Wüthrich SP-Bildungsdirektor,
verteidigt sich gegen die Vorwürfe
von Landrat Schulte.

Landrat Die Petitionskommission
des Landrats empfiehlt dem Parla-
ment einstimmig, die Petition zum
Schallschutz entlang der H 2 in Lies-
tal dem Regierungsrat zu überwei-
sen. Es sei «gründlich zu prüfen», ob
die Schallschutzmassnahmen insge-
samt von einer Sanierung zu einer
Neuanlage baurechtlich aufgewertet
werden sollten.

Die Petition, die die H 2-Anwohner
am 12. Dezember eingereicht haben,
ist nach Ansicht der Kommission
«nachvollziehbar und berechtigt». Die
Petenten fordern als Folge der Aufwer-
tung zur Neuanlage, dass den Lärm-
schutzmassnahmen nicht die Immis-
sionsgrenzwerte, sondern die Pla-
nungswerte der eidgenössischen
Lärmschutzverordnung zugrunde ge-
legt werden (was 5 Dezibel ausma-
chen würde). Zum Schutz der Wohn-
bauten am Hang sollten die Lärm-
schutzwände nach innen geneigt und
mit baulichen Massnahmen die Schlä-
ge an den Querfugen der Ergolzbrü-
cke verhindert werden.

Ungleiche Behandlung der Anrainer
Die Kommission bestätigt die Ein-

schätzung der Anlieger, dass «das ein-
zig Alte an diesem Projekt» die Stre-
ckenführung sei: «Aber de facto wird
alles neu gebaut; also sollten die Pla-
nungswerte gelten.» Ebenso berech-
tigt sei der Einwand, dass die Anrainer
des überdeckelten H 2-Abschnitts
durch Füllinsdorf und Frenkendorf
mit einem «deutlich höheren Lärm-
schutzstandard» ungleich behandelt
würden. Die Kommission fordert vom
Kanton, die Kostendifferenz zwischen
Immissions- und Planungsgrenzwert
sauber ausgewiesen zu errechnen. Al-
lenfalls müsse man sich auf einen
Zwischenwert als Kompromiss eini-
gen. Zweifel hat die Kommission, ob
die geplante Höherlegung der Fahr-
bahn um 80 Zentimeter verhältnis-
mässig sei: Ein Hochwasser, vor dem
die Höherlegung schützen soll, kom-
me statistisch nur alle drei Jahre vor.

Kanton kommt entgegen
Das Tiefbauamt zeigt in seiner Stel-

lungnahme Bereitschaft zum Entge-
genkommen: Der obere Strassenteil
abgesehen vom geplanten Anschluss
Gasstrasse werde zurzeit nicht als
Neuanlage kategorisiert. Wünschte
der Landrat allerdings explizit Mass-
nahmen gemäss den Planungswerten,
würden diese als verbindlichen Auf-
trag umgesetzt werden. Allerdings
könnte dazu eine Überdeckelung mit
Mehrkosten in Millionenhöhe not-
wendig werden. (BOB)

Kommission
unterstützt
H 2-Schallschutz


